
 

 

 

Deutschland aus der Baukrise führen! 
Jetzt wirksame Maßnahmen für bezahlbares Bauen und Wohnen ergreifen“ 

 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Deutschland ist in einer echten Wohnungs-

baukrise. Die Lage ist dramatisch: Die Bau-

genehmigungszahlen brechen flächende-

ckend ein, die Auftragsbücher der Unter-

nehmen laufen leer und Projekte werden rei-

henweise storniert. Einige Unternehmen 

mussten bereits Insolvenz anmelden, viele 

andere sind in eine bedenkliche finanzielle 

Schieflage geraten. Es gibt bereits Kurzar-

beit und erste Entlassungen.  

Die Baugeneh-

migungen im 

Neubau befin-

den sich im 

freien Fall: Von 

Januar bis Juli 

2023 gingen 

diese um mehr 

als ein Drittel bei 

Einfamilienhäusern, um über 50 Prozent bei 

Zweifamilienhäusern und um ein gutes Vier-

tel Prozent bei Mehrfamilienhäusern im 

Vergleich zum 1. Halbjahr 2022 zurück. 

Das von der Ampel in ihrem Koalitionsver-

trag angekündigte Ziel, pro Jahr 400.000 

neue Wohnungen zu bauen, wird krachend 

verfehlt! 

Im Jahr 2023 werden nach Hochrechnun-

gen nur noch 223.000 und im Jahr 2024 so-

gar im schlimmsten Fall nur noch 177.000 

neue Wohneinheiten fertiggestellt – das 

wäre der tiefste Stand seit 2009. 

Gleichzeitig wächst der Bedarf in Deutsch-

land nach Wohnungen; laut einer aktuellen 

Studie fehlen aktuell bereits 700.000 Woh-

nungen.  

Wir brauchen jetzt einen Impuls für mehr 

und bezahlbaren Wohnungsbau. Die Am-

pel-Regierung 

hatte bis zum 

Baugipfel am 

Montag beim 

Bundeskanz-

ler alle Hilfe-

rufe aus der 

Bauwirtschaft 

ungehört ver-

hallen lassen. Leidtragende sind die vielen 

hunderttausend Menschen, die auf der Su-

che nach einer bezahlbaren Wohnung sind. 

Die auf dem Gipfel angekündigten Maß-

nahmen greifen auch manche unserer For-

derungen auf. Sie reichen aber längst nicht 

aus. Wir fordern einen Dreiklang aus Kos-

tensenkungen, steuerlichen Maßnahmen 

und gezielter Förderung. 
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Wir wollen deshalb insbesondere:  

a) eine neue Sonderabschreibung für den 

sozialen Wohnungsbau einführen: Un-

ternehmen garantieren Mietbegren-

zungen und schaffen so bezahlbaren 

Wohnraum, dafür erhalten sie zusätzli-

che Abschreibungsmöglichkeiten.  

b) den Ländern rechtssicher die Möglich-

keit eröffnen, bei der Grunderwerb-

steuer einen Freibetrag von 250.000 

Euro pro Erwachsenen und 150.000 

Euro pro Kind für den Ersterwerb von 

selbstgenutztem Wohneigentum ein-

zuführen;  

c) aufgrund des Preisanstiegs bei 

Wohnimmobilien von fast 65 Prozent 

innerhalb der letzten zehn Jahre die 

erbschaftsteuerrechtlichen Freibe-

träge entsprechend anheben;  

d) das bestehende KfW-Kreditprogramm 

aufstocken und die Richtlinien des För-

derprogramms „Wohneigentum für Fa-

milien“ (WEF) so anzupassen, dass so-

wohl die Einkommensgrenze angeho-

ben als auch der Energieeffizienzstan-

dard EH 55 förderfähig wird, sowie den 

Kauf von Bestandsimmobilien in das 

Förderprogramm einbeziehen; 

e) für wirksame Kostensenkungen ein Be-

lastungsmoratorium umsetzen: Bis 

Ende 2027 dürfen keine neuen Vor-

schriften erlassen werden, die das 

Bauen unnötig verteuern oder verlang-

samen;  

f) ökonomisch und ökologisch sinnvolle 

energetische Standards setzen und ei-

nen Sanierungszwang durch EU-Ge-

setze ausschließen. 

Meine Kritik 

Trotz der dramatischen und sich wöchent-

lich verschlimmernden Situation hat die 

Ampel-Regierung fast ein Jahr lang alle Hil-

ferufe aus der Bauwirtschaft weitgehend 

ungehört verhallen lassen. 

Leidtragende sind die vielen hunderttau-

send Menschen, die auf der Suche nach ei-

ner bezahlbaren Wohnung sind. Die auf dem 

Gipfel angekündigten Maßnahmen greifen 

einen Teil unserer Forderungen auf, sie rei-

chen aber längst nicht aus. Der Bundeskanz-

ler steht hier persönlich in der Verantwor-

tung. Schließlich hatte sich er sich im Bun-

destagswahlkampf die Schaffung bezahlba-

ren Wohnraums auf die Fahnen geschrie-

ben.  

 

 

Null Toleranz bei Clankriminalität! 

Ankündigungen müssen unverzüglich Taten 

folgen 

Unser Rechtsstaat ist durch Clankrimi-
nalität in besonderem Maße herausge-
fordert: Vor allem in Großstädten haben 
sich die Aktivitäten krimineller Clans in 
den letzten Jahren zu einem sichtbaren 
Phänomen allgemeiner und organisierter 
Kriminalität entwickelt. 

 

Als „Clans“ werden großfamiliäre Struk-
turen bezeichnet, bei denen ein erhebli-
cher Teil von Familienmitgliedern in kri-
minelle Machenschaften verstrickt sind. 
Die Spannbreite reicht von Bagatelldelik-
ten bis hin zu schweren Verbrechen wie 
Mord und Totschlag, Drogenhandel und 
gewaltsam ausgetragenen Konflikten 
verfeindeter Clanfamilien auf offener 
Straße. 
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Hinzu kommt die generelle Missach-
tung elementarer Prinzipien unseres 
Rechtsstaats und eine grundsätzliche 
Ablehnung unserer Rechts- und Werte-
ordnung. Viele Mitglieder von Clanfami-
lien sind Deutsche, ein erheblicher Anteil 
verfügt jedoch über eine ausländische 
oder eine doppelte Staatsangehörigkeit. 

Wir wollen der Clankriminalität mit ei-

ner Null-Toleranz-Strategie entgegen-

treten. 

Das erfordert auf allen Ebenen konse-
quente Reaktionen und Maßnahmen des 
Rechtsstaats. Zur Bekämpfung der Clan-
kriminalität wollen wir die Sicherheits- 
und Strafverfolgungsbehörden stärken 
und ihnen die erforderlichen Instru-
mente für effektive Ermittlungen an die 
Hand geben. Wir brauchen noch wirksa-
mere Regeln, um illegal erworbenes Ver-
mögen besser abschöpfen zu können. 
Kriminelle Clanmitglieder mit ausländi-
scher Staatsangehörigkeit müssen kon-
sequent ausgewiesen und abgeschoben 
werden; bei Doppelstaatlern wollen wir 
Möglichkeiten zum Entzug der deut-
schen Staatsangehörigkeit prüfen. 

 

 

Künstliche Intelligenz als Schlüssel-

technologie für Deutschlands Zukunft 

stärken 

Künstliche Intelligenz (KI) ist eine 
Schlüsseltechnologie des 21. Jahrhun-
derts, die enorme Potenziale für Wirt-
schaft, Gesellschaft und Umwelt birgt. 
Deutschland hat sich zum Ziel gesetzt, zu 
einem weltweit führenden Standort für 
KI zu werden und die Chancen von KI für 
Wohlstand und Lebensqualität zu nut-
zen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, ist es je-
doch notwendig, dass Deutschland zu-
sammen mit Europa seine Souveränität 
im Bereich KI stärkt und seine Abhängig-
keit von ausländischen Anbietern und 
Plattformen verringert. 

 

Unseren Antrag beraten wir in dieser 
Woche erstmalig. Darin fordern wir die 
Bundesregierung unter anderem auf, die 
notwendigen Voraussetzungen für die 
Bereitstellung geeigneter Rechenkapazi-
täten für die Erstellung großer KI-Mo-
delle zu schaffen. Darüber hinaus soll die 
Bundesregierung einen eigenen Zugang 
mit eigenen Ressourcen für Startups, 
KMU und Open Source Entwickler bereit-
stellen, sowie als strategischer Anker-
kunde für deutsche KI-Startups auftreten 
und sichere KI-Lösungen für die Bundes-
verwaltung und Bildungseinrichtungen 
etablieren und bereitstellen. 

 

Potenziale der Geothermie nutzen – 

Hürden abbauen, Risiken minimieren, 

Stromsektor entlasten 

Geothermie ist eine ganzjährig zur Ver-
fügung stehende und erneuerbare inlän-
dische Energiequelle mit einem beträcht-
lichen Potenzial. Sie kann im gesamten 
Bundesgebiet eingesetzt werden. Sie er-
möglicht es, den Wärmeertrag auf das bis 
zu 30fache des Stromeinsatzes zu he-
beln. 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw39-de-ki-967336
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Bei Bestandsgebäuden – die regelmä-
ßig einen erhöhten Energiebedarf gegen-
über Neubauten aufweisen – haben ge-
othermische Lösungen den Vorteil, dass 
sie im Vergleich zu Luftwärmepumpen 
auch an kalten Tagen überwiegend mit 
Hebeln des Stromeinsatzes arbeiten. 
Deshalb tragen sie besonders in dem 
Zeitraum, in dem ohnehin besonders viel 
elektrische Energie benötigt wird, zur 
Einsparung von Strom bei. Anfängliche 
technisch-geologischen Probleme sind 
mittlerweile analysiert und beherrsch-
bar. Allen Projekten ist auch bei größter 
technisch-geologischer Sorgfalt gemein, 
dass sie ein signifikantes Fündigkeits- 
und damit Finanzrisiko tragen, das dem 
dringend erforderlichen Ausbau der Tie-
fengeothermie entgegensteht. 

Mit unserem Antrag machen wir des-
halb Vorschläge, wie wir die Potenziale 
der Geothermie heben können. Das be-
trifft beispielsweise konkrete Vorschläge 
der Risikoabsicherungen, der Vereinfa-
chung von Genehmigungsverfahren, die 
Verzahnung mit dem Stromsystem oder 
die Stärkung von Forschung. 

 

 

Endometriose – Endlich verstehen, 

behandeln, erforschen, begleiten 

Erst in den vergangenen Jahren wurde 
deutlich, welches Ausmaß und welche 
Bedeutung die Krankheit Endometriose 
für das Leben von bis zu 15% aller 

Frauen in Deutschland hat. Auf Druck 
der Unionsfraktion hat die Koalition nun-
mehr 5 Mio. Euro jährlich im Haushalts-
plan des Bundesministeriums für Bildung 
und Forschung (Epl. 30) für spezifische 
Forschung in diesem Bereich vorgese-
hen. 

Damit ist es jedoch nicht getan. Es 
braucht unverzüglich mehr Aufklärung, 
eine bessere Unterstützung der bereits 
vorhandenen Behandlungsstrukturen so-
wie die Möglichkeit, die Endometriose-
Behandlung durch Fachärzte und Allge-
meinmediziner auskömmlich abzurech-
nen. Darauf wollen wir mit unserem An-
trag hinwirken – Ampel? Abgelehnt! 

 

Neues aus dem Büro 

 

In den letzten vier Wochen unterstützte 
mich meine Praktikantin Giulia (Studen-
tin der Geschichte und Volkswirtschafts-
lehre) bei meiner parlamentarischen Ar-
beit. Vielen Dank für Dein Engagement!  

 

Video der Woche 

Wie gehen 
wir mit der 
Bildungskrise 
um? Ist ein 
neues Son-
dervermögen 
in Milliarden-
höhe die rich-
tige Lösung? 

Meine Antwort im Plenum finden Sie 
hier: KLICK 
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